
einer Substiftung mit einem gegenüber jenem der Hauptstiftung 
kongruenten Stiftungszweck ist auch ohne eine Ermächtigung in 
der Stiftungserklärung zulässig; was das Kongruenzerfordernis 
konkret beinhaltet, wurde im vorliegenden Beitrag näher darge-
stellt. Wenn eine Substiftung unter Verletzung des Stiftungszwecks 
(einschließlich der Regelungen über die Begünstigten und Letzt-
begünstigten) errichtet und an sie Vermögen übertragen wurde, 
mag es zwar sein, dass die Übertragung nicht mehr angreifbar ist. 

Umso mehr besteht aber ein Haftungsrisiko für die Mitglieder des 
Stiftungsvorstands und eines allfälligen Beirats. Aus praktischer 
Sicht ist zu beachten, dass die Kongruenz nicht nur zivilrechtlich, 
sondern auch steuerlich zu beurteilen ist, etwa im Hinblick auf die 
Voraussetzungen für die steuerneutrale Übertragung von Alt- und 
Neuvermögen auf Substiftungen; die zivilrechtliche Kongruenz bil-
det hier zugleich eine Voraussetzung für die angestrebte Steuer-
neutralität. 

Neuerungen im UGB 
durch das NaBeG 
BEITRAG. Das NaBeG führt wesentliche Änderungen im österreichischen Rechnungslegungsrecht ein, ins-
besondere durch § 243 b UGB, der den Anwendungsbereich der verpflichtenden Nachhaltigkeitsberichter-
stattung erweitert. In der Übergangsphase bleibt der tatsächliche Anwendungsbereich aufgrund der Om-
nibus-Schwellenwerte jedoch zunächst begrenzt. Über die Nachhaltigkeitsberichterstattung hinaus um-
fasst das NaBeG weitere wesentliche rechnungslegungsrechtliche Neuerungen, darunter die Bilanzierung 
von Fremdfinanzierungskosten (§ 211 UGB), die Digitalisierung der Abschlussaufstellung (§ 194 UGB) so-
wie angepasste Offenlegungspflichten. ecolex 2026/286 
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A. Einleitung 
Mit der Kundmachung des Nachhaltigkeitsberichtsgesetzes 
(NaBeG) im BGBl I 2026/6 am 18. 2. 2026 hat Österreich die 
Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD)1) in na-
tionales Recht umgesetzt. Das Gesetz trat rückwirkend mit 
1. 1. 2026 in Kraft. Mit dem NaBeG erfolgen Anpassungen in 
20 Materiengesetzen, wobei den Schwerpunkt die Änderungen 
im UGB bilden. Gleichzeitig wird mit dem Drittlandunterneh-
men-Berichterstattungsgesetz (DriBeG, Art 1 NaBeG) ein neues 
eigenständiges Bundesgesetz für Tochtergesellschaften und 
Zweigniederlassungen von Drittlandunternehmen geschaffen. 
Der vorliegende Beitrag gibt einen systematischen Überblick 
über die wesentlichen Neuerungen, die sowohl den Bereich der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung als auch sonstige Änderungen 
des UGB betreffen. 

B. Nachhaltigkeitsberichterstattung 
nach dem NaBeG 

1. Anwendungsbereich und Größenklassen 
Das NaBeG setzt die mit der CSRD eingeführte gestaffelte 
Erweiterung des Kreises berichtspflichtiger Unternehmen um. 
§ 243 b UGB normiert die Pflicht zur Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung als eigenem Abschnitt im Lagebericht. Die An-
wendbarkeit richtet sich nach den Größenklassen des § 221 
UGB und der Eigenschaft als Unternehmen von öffentlichem 
Interesse gem § 189 a Z 1 UGB. Zudem sieht § 908 UGB 
Übergangsbestimmungen zum Nachhaltigkeitsberichtsge-
setz vor. 

Übersicht: gestaffelte Anwendung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nach NaBeG 

Unternehmenskategorie Erstes betroffe-
nes Geschäftsjahr 

Rechtsgrundlage 

große PIEs2) (bisherige 
NaDiVeG-Pflichtige) mit > 
1.000 AN und > 450 Mio 
Euro Umsatzerlöse 

GJ 2024/GJ 2025 
(freiwillig) / GJ ab 
1. 1. 2026 (ver-
pflichtend) 

§ 243 b iVm § 908 
Abs 1, 2 UGB 

große PIEs mit > 500 AN 
(„Welle 1“, bisherige NaDi-
VeG-Pflichtige) UND keine 
Überschreitung der bei-
den Schwellenwerten 
(1.000 AN, 450 Mio Euro 
Umsatzerlöse) 

GJ 2024/GJ 2025/ 
GJ 2026 (freiwil-
lig) / GJ ab 
1. 1. 2027 (Be-
richtspflicht nur 
noch nach § 243 
Abs 5 UGB) 

§ 243 b iVm § 908 
Abs 2 a UGB 

große Unternehmen (§ 221 
Abs 3 UGB) mit > 1.000 AN 
und > 450 Mio Euro Um-
satzerlöse 

GJ ab 1. 1. 2027, 
sofern Omnibus- 
Schwellenwerte 
überschritten 

§ 243 b UGB iVm 
künftiger Anpas-
sung an Omnibus- 
Schwellenwerte 

große Unternehmen (§ 221 
Abs 3 UGB) UND keine 
Überschreitung der bei-
den Schwellenwerten 
(1.000 AN, 450 Mio Euro 
Umsatzerlöse) 

keine Pflicht zur 
Nachhaltigkeits-
berichterstattung 

§ 243 b iVm § 908 
Abs 2 a UGB 

1) RL (EU) 2022/2464, ABl L 2022/322, 15 (Corporate Sustainability Repor-
ting Directive). 
2) Unternehmen von öffentlichem Interesse iSd § 189 a Z 1 UGB. 
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Unternehmenskategorie Erstes betroffe-
nes Geschäftsjahr 

Rechtsgrundlage 

Mutterunternehmen gro-
ßer Gruppen (konsolidier-
te Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung) 

parallel zu Einzel-
ebene 

§ 267 a UGB 

Tabelle 

Maßgeblich für eine tatsächliche Verpflichtung im Übergangs-
zeitraum ist das Zusammenspiel mit den auf Ebene der EU 
vereinbarten Erleichterungen des Omnibus-I-Pakets.3) Gem 
§ 908 Abs 2 a UGB sind Unternehmen, die am Abschlussstich-
tag bis zu 450 Mio Euro Umsatzerlöse erzielen oder im Jah-
resdurchschnitt nicht mehr als 1.000 Arbeitnehmende be-
schäftigen, nicht zur Anwendung der Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung nach dem NaBeG verpflichtet, können diese jedoch 
freiwillig anwenden.4) 

2. Inhalt der Nachhaltigkeitserklärung (§ 243 b UGB) 
Die Nachhaltigkeitserklärung ist als eigener Abschnitt in den 
Lagebericht aufzunehmen (§ 243 b Abs 1 UGB) und hat dem 
Prinzip der doppelten Wesentlichkeit zu folgen. Darzustellen 
sind zum einen die Auswirkungen der Gesellschaft auf Nach-
haltigkeitsaspekte (Auswirkungswesentlichkeit) und zum an-
deren die Auswirkungen von Nachhaltigkeitsaspekten auf die 
Lage der Gesellschaft und den Geschäftsverlauf (finanzielle 
Wesentlichkeit). Gem § 243 b Abs 3 UGB hat die Nachhaltig-
keitsberichterstattung ua eine Beschreibung des Geschäftsmo-
dells und der Strategie, der Nachhaltigkeitsziele, der Rolle der 
Leitungs- und Aufsichtsorgane, des Due Diligence Prozesses 
sowie der wesentlichen Nachhaltigkeitsrisiken zu umfassen. 
Zur Konkretisierung der Berichtsinhalte sind die von der EK auf 
Grundlage des Art 29 b Bilanz-RL erlassenen European Sustai-
nability Reporting Standards (ESRS) heranzuziehen (§ 243 b 
Abs 6 UGB).5) 

Mit der Neueinführung des § 243ba UGB wurde der aus-
drückliche Schutz kleinerer Unternehmen in der Wertschöp-
fungskette verankert. Berichtspflichtige Unternehmen dürfen 
demnach von angefragten Unternehmen bis zu 1.000 Arbeit-
nehmenden keine Nachhaltigkeitsinformationen verlangen, die 
über den Standard für die freiwillige Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung kleiner und mittlerer Unternehmen6) hinausgehen.7) 

Damit soll der sogenannte „Trickle-down“-Effekt verhindert 
werden. 

3. Externe Prüfung der Nachhaltigkeits- 
berichterstattung 

Das NaBeG sieht in § 268 Abs 1 Z 2 UGB eine verpflichtende 
externe Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung vor, die 
auf Basis eines Auftrags zur Erlangung begrenzter Prüfungssi-
cherheit (limited assurance) zu erfolgen hat. Die Prüfung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung kann entweder durch den 
Abschlussprüfer oder durch einen anderen Wirtschaftsprüfer, 
als jenen der die Abschlussprüfung durchgeführt hat, durch-
geführt werden (§ 268 Abs 3 UGB), wobei das Prüfungsergeb-
nis in einem Zusicherungsvermerk (§ 274 a UGB) zusammen-
zufassen ist. Sobald die gesetzlichen Voraussetzungen dafür 
geschaffen werden, können auch in Österreich niedergelassene 
unabhängige Erbringer von Prüfungsleistungen die Prüfung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung durchführen und das Urteil 
nach § 268 Abs 1 Z 2 UGB abgeben. 

C. Sonstige Änderungen im UGB 
1. Bilanzierung: Neuregelung der 

Fremdfinanzierungskosten 
Neben der Nachhaltigkeitsberichterstattung bringt das NaBeG 
mit der Neufassung des § 211 Abs 1 UGB eine Neuregelung für 
Fremdfinanzierungskosten. Die bisherige Pflicht zur Aktivie-
rung eines Disagios als Rechnungsabgrenzungsposten (§ 198 
Abs 7 UGB aF) entfällt. Künftig sind wesentliche Aufwendun-
gen, die in unmittelbarem funktionalem Zusammenhang mit 
der Fremdkapitalaufnahme stehen, wie bspw Disagios oder 
Agios, bei der Ermittlung des Erfüllungsbetrags auf systemati-
sche Weise über die erwartete Laufzeit der Verbindlichkeit zu 
verteilen. Mit dieser Änderung rückt die Effektivzinsmethode 
in den Fokus. Unwesentliche Beträge können weiterhin sofort 
als Aufwand erfasst werden. Die Neuregelung ist erstmals auf 
Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. 12. 2026 be-
ginnen. Disagien, die bereits zuvor bestanden, bleiben unbe-
rührt. 

2. Digitalisierung: elektronische Dokumentation 
des Jahresabschlusses 

§ 194 UGB idF NaBeG enthält eine Neuregelung der Doku-
mentation der Aufstellung. Künftig hat der Unternehmer das 
Datum der Aufstellung und die aufgestellte Fassung des Jah-
resabschlusses zu dokumentieren. Eine eigenhändige Unter-
fertigung durch sämtliche gesetzliche Vertreter ist nicht mehr 
zwingend erforderlich, sofern eine nachträgliche Veränder-
barkeit des elektronischen Dokumentes durch geeignete tech-
nische Maßnahmen verhindert wird. Korrespondierend wur-
den § 222 Abs 1 UGB (Dokumentation der Aufstellung durch 
gesetzliche Vertreter), § 244 Abs 1 UGB (Konzernabschluss) 
sowie § 267 c Abs 1 UGB angepasst. Die neuen Bestimmungen 
gelten für Geschäftsjahre, die nach dem 31. 3. 2025 begonnen 
haben. 

3. Lagebericht: immaterielle Ressourcen 
Gesellschaften, die der Pflicht der Nachhaltigkeitsberichter-
stattung nach § 243 b UGB unterliegen, haben ihren Lagebe-
richt künftig auch um Informationen über die wichtigsten im-
materiellen Ressourcen, von denen das Geschäftsmodell 
grundlegend abhängt, zu ergänzen (§ 243 Abs 2 a UGB; auf 
Konzernebene § 267 Abs 2 a UGB). Darunter fallen bspw Know- 
how und Humankapital sowie Beziehungskapital. Mit der 
Aufnahme dieser Angabe soll die Aussagekraft des Lageberichts 

3) Die Anpassungen aus Basis der Omnibus-Rechtsakte zur Vereinfachung 
der Berichtspflichten sowie Anpassung des Anwendungskreises sind in der 
am 26. 2. 2026 im EU-ABl veröffentlichten RL (EU) 2026/470 verankert. 
4) § 908 Abs 2 a UGB idF NaBeG; vgl auch Erläuterungen zum NaBeG, 300 
BlgNR 28. GP. 
5) Die EK hat am 6. 5. 2026 die Entwürfe zur finalen Version der Überarbei-
teten ESRS veröffentlicht. Die Überarbeitung erfolgte den vorgesehenen 
Vereinfachungen der Berichterstattung im Rahmen der Omnibus-Initiative. 
Der veröffentlichte Entwurf basiert auf den technischen Empfehlungen der 
EFRAG, die Ende 2025 an die EK übermittelt wurden. Die Frist zu Kommen-
tierung endet am 3. 6. 2026. 
6) Vgl Empfehlung (EU) 2025/1710 der Kommission für einen Standard für 
die freiwillige Nachhaltigkeitsberichterstattung kleiner und mittlerer Unter-
nehmen, ABl L 2025/1710 vom 5. 8. 2025 (VSME-Standard). 
7) Die EK hat am 6. 5. 2026 die Entwürfe zur finalen Version der Überarbei-
teten Standards für die freiwillige Nachhaltigkeitsberichterstattung von klei-
nen und mittleren Unternehmen veröffentlicht. Die Frist zu Kommentierung 
endete am 3. 6. 2026. 
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erhöht und eine vollständigere Darstellung der Wertschöpfung 
des Unternehmens ermöglicht werden. 

4. Neue Offenlegungspflichten 
Ab dem 1. 7. 2026 sind im Zuge der Einreichungen beim Fir-
menbuchgericht zusätzliche Erklärungen erforderlich (§ 277 
Abs 4 bzw § 280 Abs 3 UGB). Demnach haben die gesetzlichen 
Vertreter die Größenklasse der Gesellschaft offenzulegen und 
anzugeben ob die Gesellschaft kapitalmarktorientiert oder ein 
sonstiges Unternehmen von öffentlichem Interesse ist. Bei 
großen Gesellschaften ist zudem zu erklären, ob die Voraus-
setzungen für die Nachhaltigkeitsberichterstattung erfüllt sind 
oder ein Befreiungstatbestand vorliegt. Für Mutterunterneh-
men ist zudem anzugeben, ob eine Pflicht zur Konzernbe-
richterstattung, zur konsolidierten Nachhaltigkeitsberichter-
stattung, zum konsolidierten Corporate-Governance-Bericht 
oder zum Bericht über Zahlungen an staatliche Stellen besteht 
(§ 280 UGB). 

D. Das Drittlandunternehmen- 
Berichterstattungsgesetz (DriBeG) 

Neben den UGB-Änderungen schafft das NaBeG mit dem Dritt-
landunternehmen-Berichterstattungsgesetz (DriBeG) (Art 1 Na-
BeG) ein neues Bundesgesetz, dass sich an österr Tochtergesell-
schaften und Zweigniederlassungen von Drittlandunternehmen 

(dh Unternehmen mit Sitz außerhalb der EU/des EWR) richtet, 
wenn das oberste Mutterunternehmen in zwei aufeinanderfol-
genden Geschäftsjahren in der Union Umsatzerlöse von mehr als 
450 Mio Euro erzielt hat (§ 2 DriBeG). Die Tochtergesellschaft hat 
einen Nachhaltigkeitsbericht auf Gruppenebene des Drittland-
unternehmens beim Firmenbuchgericht einzureichen. Dieser 
Bericht ist auf Basis der delegierten Rechtsakte der Standards für 
die Nachhaltigkeitsberichterstattung von Drittlandunternehmen, 
der Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung oder einer 
Weise die diesen Standards gleichwertig ist, zu erstellen (§ 4 
Abs 2 DriBeG). Das DriBeG tritt für Geschäftsjahre ab dem 
1. 1. 2028 in Kraft (§ 11 DriBeG). 

Schlussstrich 
Das NaBeG bringt mit den Neuerungen in § 243 b UGB eine Aus-
weitung der Verpflichtung zur Nachhaltigkeitsberichterstattung. 
Der tatsächliche Anwendungsbereich ist im Übergang durch die 
Omnibus-Schwellenwerte vorerst eng gehalten. Neben der Nach-
haltigkeitsberichterstattung enthält das NaBeG wesentliche rech-
nungslegungsrechtliche Neuerungen, die ua die Bilanzierung von 
Fremdfinanzierungskosten (§ 211 UGB), die Digitalisierung der Ab-
schlussaufstellung (§ 194 UGB) sowie die Offenlegungspflichten 
betreffen. Rechts- und Beratungspraxis sind gefordert, Unterneh-
men bei der Einordnung in das neue System zu begleiten. 
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Auskunftsanspruch des Pflichtteilsberechtigten gegen 
eine vom Erblasser (mit)gestiftete Privatstiftung 
ecolex 2026/287 
§ 786 ABGB 
OGH 26. 3. 2026, 2 Ob 115/25 p 
Pflichtteilsberechtigter; Auskunftsanspruch; Privatstiftung 

1. Im Anwendungsbereich des ErbRÄG 2015 steht ein umfas-
sender, vom Erblasser allein auszuübender Änderungsvorbe-
halt in allen Punkten der Stiftungserklärung der Erbringung des 
Vermögensopfers zur Gänze entgegen. 

2. Gem § 786 ABGB hat, wer berechtigt ist, die Hinzurechnung 
bestimmter Schenkungen zu verlangen, in Bezug auf diese ei-
nen Auskunftsanspruch gegen die Verlassenschaft, die Erben 
und den Geschenknehmer. Die Begründung des Auskunftsan-
spruchs erfordert es, dass der Auskunftswerber Umstände be-
hauptet und beweist, die auf pflichtteilsrelevante Zuwendun-
gen des Erblassers schließen lassen. 

3. Der Auskunftsanspruch umfasst alle hinzuzurechnenden 
Schenkungen, wobei es der Zweck der Norm ausschließt, dass 
der Belangte in zweifelhaften Fällen selbst entscheidet, ob eine 
Hinzurechnung zu erfolgen hat oder nicht. 

4. Da der Auskunftsanspruch den Pflichtteilsberechtigten in 
die Lage versetzen soll, seine Pflichtteilsansprüche der Höhe 
nach beziffern oder zumindest abschätzen zu können, muss die 
PS im Hinblick auf die ihr vom Erblasser gemachten Vermö-

genswidmungen (§ 781 Abs 2 Z 4 ABGB) alle zur Ermittlung des 
Werts des gewidmeten Vermögens im Zeitpunkt des Vermö-
gensopfers notwendigen Informationen erteilen. 

5. Ist das iZm der Vermögenswidmung an eine PS relevante 
Vermögensopfer des Erblassers erst mit dessen Tod eingetre-
ten, hat die PS jedenfalls Auskunft über das Vermögen der PS 
zu diesem Zeitpunkt zu geben. Weiters kann in diesem Fall auch 
die Auskunft über unentgeltliche Zuwendungen durch Dritte 
erforderlich sein. 

6. Eine PS, der der Erblasser Vermögen zugewendet hatte, 
hat den Pflichtteilsberechtigten in Analogie zu § 786 Fall 1 und 2 
ABGB Auskunft über die Einräumung einer Begünstigtenstel-
lung und über Ausschüttungen an Begünstigte zu erteilen, 
wenn dem Nachlass und den Erben insofern kein Auskunfts-
recht gegenüber der PS zukommt. Diese Verpflichtung besteht, 
soweit die Einräumung einer Begünstigtenstellung oder Aus-
schüttungen an Begünstigte auf dem Willen des Erblassers 
beruhen. 

6. Auf dieser Grundlage hat die PS dann, wenn der Erblasser 
bis zu seinem Tod über ein Widerrufs- oder umfassendes Än-
derungsrecht verfügte, Auskunft darüber zu erteilen, 1. wel-
chen Personen zu diesem Zeitpunkt die Stellung als Begüns-
tigter eingeräumt war, und 2. welche Ausschüttungen bis zu 
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